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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund
vom 17.08.2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he der als angemessen zu berÃ¼cksichtigenden
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit vom 01.10.2015 bis 31.03.2016.

Die Beklagte ist eine groÃ�e kreisangehÃ¶rige Stadt im Hochsauerlandkreis. Dieser
Ã¼bertrug die ihm als zugelassenem kommunalen TrÃ¤ger der Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGBÂ II) obliegenden Aufgaben im
Wesentlichen seinen kreisangehÃ¶rigen Gemeinden (Â§Â 1 Abs.Â 1 der Satzung
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Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem II.
Buch Sozialgesetzbuch im Hochsauerlandkreis vom 30.12.2004, ABl. fÃ¼r den
Hochsauerlandkreis 2004, S.Â 110), darunter der Beklagten. Mit der Ermittlung der
angemessenen Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung beauftragte der Kreis das
Beratungsunternehmen Analyse & Konzepte, das im Jahr 2013 ein Konzept zur
Ermittlung der Angemessenheit der Unterkunftskosten vorlegte. Dieses unterteilte
die kreisangehÃ¶rigen Gemeinden auf Grundlage einer sog. Clusteranalyse in
verschiedene Wohnungsmarkttypen. Die Beklagte bildete danach einen eigenen
Wohnungsmarkttyp. U.a. fÃ¼r die Jahre 2015 und 2016 wurde das Konzept
fortgeschrieben wurde (Indexfortschreibung). Danach lag die
Angemessenheitsgrenze fÃ¼r Einpersonenhaushalte im Stadtgebiet der Beklagten
zunÃ¤chst bei 299,50Â Euro und â�� nach Fortschreibung â�� bei 309Â Euro.

Die KlÃ¤gerin ist teilweise erwerbsgemindert und bezieht eine
Erwerbsminderungsrente (Arbeitsmarktrente) aus der gesetzlichen
Rentenversicherung, zuletzt i.H.v. 479,97Â Euro monatlich. Daneben steht sie bei
der Beklagten im aufstockenden Leistungsbezug nach dem SGBÂ II.

Die KlÃ¤gerin bewohnt alleine eine 68,5Â mÂ² groÃ�e Wohnung im Stadtgebiet der
Beklagten zur Miete. Die Miete betrug monatlich 276,14Â Euro, hinzu kamen
Vorauszahlungen auf die kalten Nebenkosten von monatlich 77,10Â Euro. Beheizt
wird die Wohnung mittels einer Gastherme. Die monatlichen Vorauszahlungen fÃ¼r
die Belieferung mit Gas betrugen 85Â Euro bis einschlieÃ�lich Dezember 2015
sowie 87Â Euro ab MÃ¤rz 2016.

Die Beklagte berÃ¼cksichtigte bei der Berechnung des der KlÃ¤gerin bewilligten
ArbeitslosengeldesÂ II die Miete nebst kalten Nebenkosten zunÃ¤chst in HÃ¶he
lediglich des Tabellenwertes nach Â§Â 12 Wohngeldgesetz (WoGG) zzgl. eines
Sicherheitszuschlags von 10Â %, insgesamt also i.H.v. 338,80Â Euro.

Nach Vorlage des Konzepts zur Ermittlung der Angemessenheit der
Unterkunftskosten teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, dass ihre Bruttokaltmiete
um 53,74Â Euro zu hoch sei; angemessen sei fÃ¼r ihr Stadtgebiet eine Miete inkl.
Nebenkosten von 299,50Â Euro. Ab dem 01.10.2014 kÃ¶nne die KlÃ¤gerin daher
nur noch den angemessenen Teil ihrer Unterkunftskosten beanspruchen
(Kostensenkungsaufforderung vom 31.03.2014).

U.a. fÃ¼r die Zeit vom 01.10.2015 bis 31.03.2016 bewilligte die Beklagte der
KlÃ¤gerin sodann ArbeitslosengeldÂ II unter BerÃ¼cksichtigung nur noch der
vermeintlich angemessenen Unterkunftskosten von monatlich 309Â Euro; den
Strom zum Betrieb der Gastherme berÃ¼cksichtigte die Beklagte mit monatlich
3,47Â Euro (Bescheide vom 28.09.2015, 26.11.2015 und 28.12.2015;
Widerspruchsbescheid vom 21.01.2016; weiterer Ã�nderungsbescheid vom
28.02.2016).

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 08.02.2016 Klage zum Sozialgericht (SG) Dortmund
erhoben.
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Sie hat vorgetragen, die seitens der Beklagten als angemessen anerkannten
Unterkunftskosten beruhten nicht auf einem schlÃ¼ssigen Konzept im Sinne der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts. Ihr stehe daher ArbeitslosengeldÂ II
unter BerÃ¼cksichtigung ihrer Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der
Tabellenwerte nach Â§Â 12 WoGG in der jeweils aktuellen Fassung zzgl. eines
Sicherheitszuschlages zu. Es seien zu wenig Mietwohnungen in die Berechnung
aufgenommen worden. Auch habe die Datenerhebung nicht in einem genau
eingegrenzten Vergleichsraum stattgefunden und eine nachvollziehbare Definition
des Beobachtungsgegenstandes (â��einfacher [bzw.] einfachster
[Wohnungsstandard]â��) nicht vorgelegen. Weiter hat die KlÃ¤gerin die Einhaltung
mathematisch-statistischer GrundsÃ¤tze â��vorsorglich bestrittenâ��. Die
Kostensenkungsaufforderung der Beklagten sei ihr Ã¼berdies erst im AprilÂ 2014
zugegangen und die von der Beklagten zur Kostensenkung gesetzte Frist damit zu
kurz, zumal die Beklagte in anderen FÃ¤llen sogar eine Frist von einem Jahr
gewÃ¤hre. Weiter sei ein Umzug angesichts der geringfÃ¼gigen Ã�berschreitung
der Angemessenheitsgrenze unwirtschaftlich. AuÃ�erdem habe die Beklagte in der
Vergangenheit hÃ¶here Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung anerkannt; hierin
liege eine Zusicherung.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG am 17.08.2017 hat der Kreis zu
Protokoll erklÃ¤rt, dass sie den Widerspruch der KlÃ¤gerin auch hinsichtlich der
Ã�nderungsbescheide vom 26.11.2015 und 28.12.2015 zurÃ¼ckweise.

Die KlÃ¤gerin hat sodann beantragt,

die Beklagte unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 28.09.2015 in Gestalt
der Ã�nderungsbescheide vom 26.11.2015 und 28.12.2015, des
Widerspruchsbescheides vom 21.01.2016, der weiteren Ã�nderungsbescheide vom
25.01.2016 und 28.02.2016 sowie der am 17.08.2018 zu Protokoll erklÃ¤rten
weiteren Widerspruchsentscheidung zu verurteilen, ihr weitere Kosten der
Unterkunft und Heizung zu gewÃ¤hren fÃ¼r die Monate Oktober bis Dezember
2015 in HÃ¶he von jeweils 29,80Â Euro und fÃ¼r die Monate Januar bis MÃ¤rz 2016
in HÃ¶he von jeweils 59,24Â Euro.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie ist dem KlÃ¤gervorbringen entgegengetreten.

Das SG hat â�� nach Einholung einer schriftlichen Stellungnahme bei der Firma
Analyse und Konzepte â�� die Klage abgewiesen (Urteil vom 17.08.2017) und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen Folgendes ausgefÃ¼hrt:

Die angefochtenen Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig. ZunÃ¤chst beinhalte die in der
Vergangenheit erfolgte BerÃ¼cksichtigung einer hÃ¶heren Bruttokaltmiete keine
Zusicherung, auch in Zukunft so zu verfahren.
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Weiter erfÃ¼lle das von der Beklagten zugrunde gelegte Konzept die insoweit in der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts aufgestellten Anforderungen. ZunÃ¤chst
sei die Fortschreibung des im Juli 2013 vorgelegten Konzepts nicht zu beanstanden;
der insoweit herangezogene Verbraucherpreisindex NRW mit seinen Unterindizes
bilde regelmÃ¤Ã�ig die Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse ausreichend exakt ab. Das der
Fortschreibung zugrunde liegende Konzept sei auch schlÃ¼ssig. ZunÃ¤chst sei die
Datenerhebung valide. Substantiierte EinwÃ¤nde, aufgrund derer Dubletten bei der
Datenerhebung zu besorgen wÃ¤ren und die weitere Ermittlungen erforderlich
machten, habe die KlÃ¤gerin nicht vorgebracht. Die gewonnenen Daten seien auch
reprÃ¤sentativ, weil sie auf mehr als 10 % des regional in Betracht zu ziehenden
Mietwohnungsbestandes beruhten. Dass Wohnungen, die eine bestimmte
MindestgrÃ¶Ã�e unterschritten, nicht berÃ¼cksichtigt worden seien, sei
unschÃ¤dlich. Die Festlegung einer Untergrenze sei erforderlich, um zu
gewÃ¤hrleisten, dass die ausgewerteten Wohnungen zumutbar und hinreichend
reprÃ¤sentativ seien; dass die Grenzziehung bei 35 mÂ² auf sachfremden
ErwÃ¤gungen beruhe oder den VerhÃ¤ltnissen des Ã¶rtlichen Wohnungsmarktes
offensichtlich nicht genÃ¼ge, sei nicht ersichtlich. Ebenfalls nicht zu beanstanden
sei, dass bei einem Teil der erhobenen Bestandsmieten das Datum des
Mietvertragsschlusses unbekannt sei; da es sich bei den Neuvertragsmieten um
eine Teilmenge der Bestandsmieten handele, sei davon auszugehen, dass die Daten
hinreichend reprÃ¤sentativ seien, wenn â��Â wie im vorliegenden Fall â�� die Zahl
der Bestandsmieten hinreichend reprÃ¤sentativ sei und der Umstand, dass nicht
alle Neuvertragsmieten als solche identifiziert werden kÃ¶nnten, auf UmstÃ¤nden
beruhe, die bei der Datenerhebung nicht ohne unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen
Mehraufwand ausgeschlossen werden kÃ¶nnten. Die gewonnenen Daten seien
schlieÃ�lich auch nicht deshalb nicht reprÃ¤sentativ, weil der Erhebungszeitraum zu
kurz gewesen wÃ¤re. Hinsichtlich der Bestandsmieten habe die LÃ¤nge des
Erhebungszeitraums bereits keine Auswirkungen auf das Ergebnis, weil alle Daten
zu einem bestimmten Stichtag erhoben wÃ¼rden. Hinsichtlich der Angebotsmieten
wÃ¼rde ein lÃ¤ngerer Erhebungszeitraum zwar zu mehr Daten fÃ¼hren, es
erschlieÃ�e sich jedoch nicht, weshalb der Erhebungszeitraum von insoweit einem
Jahr zu kurz sein solle. Bei den Datenauswertungen seien anerkannte mathematisch-
statistische GrundsÃ¤tze eingehalten worden. Insbesondere handle es sich bei der
angewandten Clusteranalyse um ein anerkanntes Verfahren. Das zur Ermittlung der
Mietobergrenze angewandte iterative Verfahren sei in der Rechtsprechung zu Recht
wiederholt gebilligt worden und seine Umsetzung im Gebiet des kommunalen
TrÃ¤gers nicht zu beanstanden. Insbesondere sei nicht zu beanstanden, wie die
Zahl der sonstigen Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem Wohnraum gebildet worden
sei. Diese sei in Anlehnung an Daten aus dem Jahr 2006 geschÃ¤tzt worden. Eine
SchÃ¤tzung sei aber lediglich daraufhin zu Ã¼berprÃ¼fen, ob sie auf einer
zureichenden tatsÃ¤chlichen Grundlage beruhe und zulÃ¤ssigerweise erfolgen
durfte. Dies sei hier der Fall, denn die SchÃ¤tzung beruhe mit den Daten eines
Forschungsprojekts auf einer zureichenden tatsÃ¤chlichen Grundlage; Zeitablauf
und Schwankungen werden durch den Sicherheitszuschlag von 2,5Â % ausreichend
Rechnung getragen.

Eine hÃ¶here Bruttokaltmiete als 309Â Euro sei auch nicht konkret angemessen.
Die KlÃ¤gerin habe nicht substantiiert dargelegt, dass eine Wohnung zu der
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abstrakt angemessenen Bruttokaltmiete fÃ¼r sie nicht anmietbar wÃ¤re; fÃ¼r
eigene BemÃ¼hungen um Anmietung einer gÃ¼nstigen Wohnung sei nichts
ersichtlich. Der KlÃ¤gerin sei die Senkung ihrer Bruttokaltmiete auch subjektiv
mÃ¶glich gewesen. Ihr gegenÃ¼ber sei eine Kostensenkungsaufforderung
ergangen, zwischen dieser und dem streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum lÃ¤gen auch
mehr als sechs Monate. Ob die Beklagte in anderen FÃ¤llen eine Ã�bergangsfrist
von einem Jahr eingerÃ¤umt habe, sei unerheblich, denn auch die Jahresfrist wÃ¤re
vor Beginn des streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraums verstrichen gewesen.

Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich auch nicht auf Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 4 SGBÂ II berufen, weil
diese Vorschrift allein dem Interesse des kommunalen TrÃ¤gers diene und ein
subjektives Ã¶ffentliches Recht des Einzelnen aus ihr nicht folge.

Die Berufung hat das SG zugelassen.

Gegen das ihr am 07.09.2017 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 22.09.2017
Berufung eingelegt.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens hat der kommunale TrÃ¤ger in Reaktion auf die
Entscheidungen des BSG (vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18 R u.a.) zur
UnzulÃ¤ssigkeit der sog. Clusteranalyse sein Konzept Ã¼berarbeiten lassen
(KorrekturberichtÂ 2019). Statt der bisherigen Aufteilung in Wohnungsmarkttypen
wurde das Kreisgebiet nunmehr in verschiedene VergleichsrÃ¤ume unterteilt. Das
Stadtgebiet der Beklagten bildet danach einen eigenen Vergleichsraum. Die
Angemessenheitsgrenze belÃ¤uft sich insoweit auf 310,50Â Euro.

GestÃ¼tzt hierauf hat die Beklagte den Klageanspruch teilweise anerkannt und der
KlÃ¤gerin fÃ¼r die einzelnen Monate des Streitzeitraums jeweils Leistungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung i.H.v. 1,50Â Euro nachgezahlt. Die KlÃ¤gerin hat das Teil-
Anerkenntnis angenommen.

Im Ã�brigen macht die KlÃ¤gerin noch geltend, zur Ã�berprÃ¼fung des Konzepts
sei ein SachverstÃ¤ndigengutachten durch den Senat einzuholen. Weiter sei gerade
der preisgÃ¼nstige Wohnraum in NRW durch die Aufnahme von FlÃ¼chtlingen, die
ihren HÃ¶hepunkt Ende 2015 erreicht habe, insgesamt beeinflusst worden; insoweit
kÃ¶nne die Bezirksregierung Arnsberg â��sicherlich weitere wichtige Informationen
erteilen.â�� Zudem sei unklar, weshalb â�� wovon das im Streit stehende Konzept
ausgehe â�� fÃ¼r andere Gemeinden im Kreisgebiet mit einer geringeren
Mietenstufe als die Beklagte hÃ¶here Unterkunftsbedarfe angemessen sein sollten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 17.08.2017 sowie die Bescheide der
Beklagten vom 28.09.2015, 26.11.2015 und 28.12.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21.01.2016 sowie den weiteren Bescheid vom
28.02.2016 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die
Monate Oktober bis Dezember 2015 jeweils weitere 28,30Â Euro und fÃ¼r die
Monate Januar bis MÃ¤rz 2016 jeweils weitere 42,74Â Euro zu zahlen.
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Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt das Konzept des Kreises i.d.F. des Korrekturberichts. Dessen
Richtigkeit habe die KlÃ¤gerin nicht durchgreifend in Zweifel gezogen. Ermittlungen
des Senats hierzu von Amts wegen seien nicht zulÃ¤ssig.

Der Senat hat die Beklagte im Vorfeld der mÃ¼ndlichen Verhandlung um weitere
ErlÃ¤uterungen des Konzepts gebeten. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der
Senat zudem eine Mitarbeiterin und einen Mitarbeiter des mit der Erstellung des
Konzepts beauftragten Unternehmens Analyse & Konzepte ergÃ¤nzend befragt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und der Verwaltungsakten der Beklagten verwiesen. Dieser ist
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG Dortmund vom 17.08.2017 hat
keinen Erfolg.

A. Gegenstand des Berufungs- wie auch des vorausgegangenen Klageverfahrens ist
der Bescheid vom 28.09.2015, geÃ¤ndert durch die Bescheide vom 26.11.2015 und
28.12.2015 und in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.01.2016
(Â§Â 95 Sozialgerichtsgesetz ). Ebenfalls Gegenstand des Klageverfahrens ist der
nach Klageerhebung ergangene Bescheid vom 28.02.2016 (Â§Â 96 Abs.Â 1 SGG).
Streitbefangen ist danach die GewÃ¤hrung hÃ¶heren ArbeitslosengeldesÂ II fÃ¼r
die Zeit vom 01.10.2015 bis 31.03.2016; dies haben die Beteiligten in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat bestÃ¤tigt.

In der Sache hat die KlÃ¤gerin den Streitgegenstand zulÃ¤ssigerweise auf die
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt (dazu BSG Urteile vom
04.06.2014, B 14 AS 42/13 R, juris Rn.Â 12Â ff.; und vom 06.08.2014, B 4 AS 55/13
R, juris Rn.Â 12).

Soweit die Beklagte dieses Klagebegehren (in HÃ¶he monatlich weiterer 1,50 Euro)
im Laufe des Berufungsverfahrens anerkannt und die KlÃ¤gerin dieses Teil-
Anerkenntnis angenommen hat (SchriftsÃ¤tze vom 05.06.2020 und 28.07.2020), ist
das Verfahren erledigt (Â§Â 101 Abs.Â 2 SGG).

B. Die Berufung ist zulÃ¤ssig, sie ist insbesondere kraft Zulassung durch das SG
statthaft (Â§Â 144 Abs.Â 3 SGG).

C. Die Berufung ist jedoch â�� soweit Ã¼ber sie nach Annahme des Teil-
Anerkenntnisses noch zu entscheiden ist â�� unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage
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insoweit zu Recht abgewiesen. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Anerkennung
hÃ¶herer Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung als von der Beklagten zuletzt
berÃ¼cksichtigt. Die geltend gemachten Unterkunftsbedarfe (von monatlich
insgesamt 338,80 Euro fÃ¼r die Zeit vom 01.10.2015 bis 31.12.2015 bzw. 353,30
Euro fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2016 bis 31.03.2016) sind unangemessen, soweit sie
den anerkannten Betrag (von monatlich 310,50 Euro) Ã¼bersteigen.

1. Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung werden gem. Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 1 SGBÂ II
in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen
sind. Bei dem entscheidenden gesetzlichen Tatbestandsmerkmal der
â��Angemessenheitâ�� handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff;
dieser ist gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbar. Die Ermittlung des angemessenen
Umfangs der Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft hat in zwei grÃ¶Ã�eren Schritten
zu erfolgen: ZunÃ¤chst sind die abstrakt angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die
Unterkunft, bestehend aus Nettokaltmiete und kalten Betriebskosten zu ermitteln
(dazu 2); dann ist die konkrete Angemessenheit dieser Aufwendungen im Vergleich
mit den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen zu prÃ¼fen, insbesondere auch im Hinblick
auf die Zumutbarkeit der notwendigen Einsparungen, einschlieÃ�lich eines Umzugs
(dazu 3; zum Ganzen zuletzt BSG Urteile vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18 R, juris
Rn.Â 16 ff., 19; und vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R, juris Rn.Â 16).

2. Die HÃ¶he der von der Beklagten als abstrakt angemessen anerkannten
Unterkunftsaufwendungen ist nicht zu beanstanden. Das diesem Betrag
zugrundeliegende Konzept des Kreises zur Ermittlung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft
i.d.F. des Korrekturberichts nach Neuausrichtung der VergleichsrÃ¤ume aus
Dezember 2019 unterliegt, soweit es fÃ¼r den vorliegenden Rechtsstreit von
Belang ist, keinen durchgreifenden rechtlichen Bedenken.

Die Ermittlung der abstrakt angemessenen Aufwendungen hat unter Anwendung
der sog. Produkttheorie in einem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen, das sich
zusammensetzt aus der Bestimmung der (abstrakt) angemessenen
WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigten Personen (dazu a), der
Bestimmung des angemessenen Wohnungsstandards (dazu b), der Ermittlung der
aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard
angemessene Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum (dazu c)
nach einem schlÃ¼ssigen Konzept (dazu d) und der Einbeziehung der
angemessenen kalten Betriebskosten (dazu e; zum Ganzen erneut BSG Urteile vom
30.01.2019, B 14 AS 24/18 R, juris Rn.Â 20; und vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R,
juris Rn.Â 17; jeweils m.w.N.).

a) FÃ¼r die KlÃ¤gerin, die die von ihr genutzte Unterkunft allein bewohnt, ist eine
WohnflÃ¤che von 50 mÂ² abstrakt angemessen (vgl. Ziff. 8.2
Wohnraumnutzungsbestimmungen , RdErl. des Ministeriums fÃ¼r Bauen und
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom 12.12.2009, MBl. NRW 2010, S.Â 6;
zur Anwendbarkeit dieser Werte BSG Urteil vom 16.05.2012, B 4 AS 109/11 R, juris
Rn.Â 17 ff.). Von diesem Wert geht auch das Konzept des Kreises aus. Etwas
anderes ergibt sich auch nicht, soweit die KlÃ¤gerin zuletzt geltend gemacht hat,
wegen eines Klinikaufenthaltes ihres Kindes habe sich ihre Enkelin u.a. vom
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04.08.2015 bis 14.08.2015 bei ihr aufgehalten. Ein bloÃ� besuchsweiser Aufenthalt
begrÃ¼ndet keine ErhÃ¶hung der WohnflÃ¤chengrenze (vgl. Senatsurteil vom
21.07.2010, L 12 AS 4/09, juris Rn.Â 24). Ohnehin liegt der genannte Zeitraum
auÃ�erhalb des Streitzeitraums. Gleiches gilt, soweit die KlÃ¤gerin behauptet, ihre
Enkelin sei seit dem 01.03.2018 dauerhaft bei ihr wohnhaft.

b) FÃ¼r einen angemessenen Wohnungsstandard muss die Wohnung nach
Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden BedÃ¼rfnissen
entsprechen und keinen gehobenen Wohnstandard aufweisen, wobei es genÃ¼gt,
dass das Produkt aus WohnflÃ¤che und Standard, das sich in der Wohnungsmiete
niederschlÃ¤gt, angemessen ist (BSG Urteile vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R, juris
Rn.Â 17; und vom 07.11.2006, B 7b AS 10/06 R, juris Rn.Â 24). In
Ã�bereinstimmung hiermit bestimmt das vorliegend zu beurteilende Konzept den
einfachen Standard anhand des Nettokaltmietpreises. Ein solches Vorgehen ist
gerade bei hÃ¤ufigkeitsorientierten Konzepten, zu denen das hier zu beurteilende
zÃ¤hlt, nicht zu beanstanden. Diese gehen von der schlÃ¼ssigen Grundannahme
aus, dass sich in der Nettokaltmiete alle Wohnwertmerkmale als
mietpreisbestimmende Faktoren spiegeln; die einfache Wohnung wird als die billige
Wohnung definiert (dazu LSG NRW Urteil vom 16.08.2018, L 19 AS 2334/17, juris
Rn.Â 84; zudem: BMAS, Forschungsbericht 478: Ermittlung der existenzsichernden
Bedarfe fÃ¼r die Kosten der Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe
nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch, 2017, S.Â 200 â�� fortan:
Forschungsbericht 478 â��; vgl. auch BSG Urteil vom 22.08.2012, B 14 AS 13/12 R,
juris Rn.Â 20, das als einen der fÃ¼r die Angemessenheit maÃ�geblichen Faktoren
den â��im Quadratmeterpreis ausgedrÃ¼ckte[n] Wohnungsstandardâ�� nennt).
Substandardwohnungen â�� namentlich solche, die nicht zumindest auch Ã¼ber ein
Bad sowie eine Sammelheizung verfÃ¼gten (vgl. dazu BSG Urteil vom 13.04.2011, 
B 14 AS 85/09 R, juris Rn.Â 23) â�� wurden zudem im Rahmen der Datenerhebung
zum hier zu beurteilenden Konzept ausgesondert.

c) Gegen die â�� mit dem Korrekturbericht aus Dezember 2019 nachgeschobene
â�� Vergleichsraumbildung bestehen ebenfalls keine Bedenken. Der Kreis als
kommunaler TrÃ¤ger der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende war zum einen zu
einer derartigen Nachbesserung berechtigt (dazu aa), zum anderen genÃ¼gt die
Vergleichsraumbildung jedenfalls mit Blick auf das Stadtgebiet der Beklagten den
insoweit zu beachtenden Anforderungen (dazu bb).

aa) Es ist unschÃ¤dlich, dass das Konzept des Kreises in der Fassung des
Korrekturberichts aus Dezember 2019 im Unterschied zu dessen Ursprungsfassung
aus dem Jahr 2013 das Kreisgebiet erstmals in einzelne VergleichsrÃ¤ume
unterteilt. Ist die Ermittlung des abstrakten Angemessenheitswerts rechtlich zu
beanstanden, etwa im Hinblick auf die Festlegung des Vergleichsraums, ist dem
Jobcenter gerade Gelegenheit zu geben, diese Beanstandungen durch
Stellungnahmen, ggf. nach weiteren eigenen Ermittlungen, auszurÃ¤umen (BSG
Urteil vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18 R, juris Rn.Â 27Â f.). Der Korrekturbericht aus
Dezember 2019 verfolgt das Ziel, derartige rechtliche Bedenken auszurÃ¤umen.
Der Kreis als zugelassener kommunaler TrÃ¤ger durfte nach der Entscheidung des
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BSG, dass eine Unterteilung in Wohnungsmarkttypen mit verschiedenen
Angemessenheitsgrenzen innerhalb eines einheitlichen Vergleichsraums anhand
einer sog. Clusteranalyse nicht den Anforderungen an ein schlÃ¼ssiges Konzept
genÃ¼ge (Urteil vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18 R, juris Rn.Â 34 ff.), ohne weiteres
davon ausgehen, dass die Ursprungsfassung seines Konzepts rechtlich zu
beanstanden war, ging dieses doch gleichfalls vom gesamten Kreisgebiet als
Vergleichsraum aus und unterteilte diesen mittels einer Clusteranalyse in
Wohnungsmarkttypen.

bb) Der nunmehr fÃ¼r die Beklagte gebildete Vergleichsraum unterliegt in der
Sache keinen Bedenken. Die Ermittlung der abstrakt angemessenen Nettokaltmiete
und dabei insbesondere auch die Festlegung des Vergleichsraums ist zwar
gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbar. Die gerichtliche Kontrolle ist aber als eine
nachvollziehende Kontrolle ausgestaltet; insbesondere ist das Gericht nicht zu einer
eigenen Vergleichsraumbildung befugt (BSG Urteil vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18
R, juris Rn.Â 26, 29).

(1) Der Vergleichsraum ist der Raum, fÃ¼r den ein grundsÃ¤tzlich einheitlicher
abstrakter Angemessenheitswert zu ermitteln ist, innerhalb dessen einer
leistungsberechtigten Person ein Umzug zur Kostensenkung grundsÃ¤tzlich
zumutbar ist und ein nicht erforderlicher Umzug nach Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 2 SGBÂ II
zu einer Deckelung der Aufwendungen auf die bisherigen fÃ¼hrt. Er ist ein
ausgehend vom Wohnort der leistungsberechtigten Person bestimmter ausreichend
groÃ�er Raum der Wohnbebauung, der aufgrund rÃ¤umlicher NÃ¤he, Infrastruktur
und insbesondere verkehrstechnischer Verbundenheit einen insgesamt betrachtet
homogenen Lebens- und Wohnbereich bildet (BSG Urteile vom 30.01.2019, B 14 AS
24/18 R, juris Rn.Â 22; und vom 19.02.2009, B 4 AS 30/08 R, juris Rn.Â 21).

(2) ZunÃ¤chst unterliegt die Unterteilung des Kreisgebiets in unterschiedliche
VergleichsrÃ¤ume keinen rechtlichen Bedenken. Dass die Kreise und kreisfreien
StÃ¤dte als kommunale TrÃ¤ger ihr Gebiet in mehrere VergleichsrÃ¤ume
unterteilen und fÃ¼r diese jeweils eigene Angemessenheitswerte bestimmen
kÃ¶nnen, um die VerhÃ¤ltnisse des einfachen Standards auf dem Ã¶rtlichen
Wohnungsmarkt realitÃ¤tsgerecht abzubilden, sieht das Gesetz in Â§Â 22b Abs.Â 1
S.Â 2 SGBÂ II ausdrÃ¼cklich vor. Dessen Vorgaben sind auch bei der Auslegung des
Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 1 SGBÂ II zu berÃ¼cksichtigen (dazu BVerfG Beschluss vom
06.10.2017, 1 BvL 2/15 u.a., juris Rn.Â 17; dem folgend BSG Urteil vom 12.12.2017, 
B 4 AS 33/16 R, juris Rn.Â 17; zum Ganzen BSG Urteil vom 30.01.2019, B 14 AS
24/18 R, juris Rn.Â 23).

(3) Ebenfalls keine Bedenken bestehen gegen die Festlegung des Stadtgebietes der
Beklagten als eigenen Vergleichsraum. Als Ã¶rtlicher Vergleichsraum ist in erster
Linie derÂ  Wohnort des Leistungsberechtigten maÃ�gebend, ohne dass hierfÃ¼r
der kommunalverfassungsrechtliche Begriff der â��Gemeindeâ�� entscheidend sein
muss (BSG Urteil vom 12.12.2013, B 4 AS 87/12 R, juris Rn.Â 22). Einer weiteren
Unterteilung des Stadtgebietes der Beklagten in nochmals kleinere
VergleichsrÃ¤ume bedarf es im Lichte des Â§Â 22b Abs.Â 1 S.Â 4 SGBÂ II nicht
(dazu ), ebenso wenig ist eine Zusammenfassung mit Gebieten anderer
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kreisangehÃ¶riger Gemeinden angezeigt (dazu ).

(a) Als Ã¶rtliche Gegebenheiten, die die Unterteilung des Gebietes eines
kommunalen TrÃ¤gers in verschiedene VergleichsrÃ¤ume rechtfertigen kÃ¶nnen,
kommen weniger unterschiedliche Landschaften, sondern eher rÃ¤umliche
Orientierungen, wie Tagespendelbereiche fÃ¼r BerufstÃ¤tige oder die NÃ¤he zu
BallungsrÃ¤umen, sowie aus der Datenerhebung ersichtliche, deutliche
Unterschiede im Mietpreisniveau in Betracht (BSG Urteil vom 30.01.2019, B 14 AS
24/18 R, juris Rn.Â 22Â f. m.w.N.; vgl. auch Urteil vom 16.06.2015, B 4 AS 44/14 R,
juris Rn.Â 16Â f.). Das Stadtgebiet der Beklagten bildet indes trotz dessen
lÃ¤ndlicher PrÃ¤gung einen insgesamt betrachtet hinreichend homogenen Lebens-
und Wohnbereich. Insbesondere handelt es sich um ein rÃ¤umlich
zusammenhÃ¤ngendes Gebiet. Weiter ist das eigentliche Mittelzentrum von jedem
Ortsteil mit 1.500 Einwohnern mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln innerhalb von 45
Minuten zu erreichen (zum Vorstehenden auch bereits LSG NRW Urteile vom
13.08.2020, L 7 AS 285/18, juris Rn.Â 32; und L 7 AS 287/18, juris Rn.Â 31). All dies
kommt auch in der Einstufung des Stadtgebietes der Beklagten als
regionalplanerischem Mittelbereich (im vom Bundesinstitut fÃ¼r Bau-, Stadt- und
Raumforschung verwendeten Sinne) zum Ausdruck. Derartige Mittelbereiche
umfassen im Regelfall jeweils ein Mittelzentrum und sein lÃ¤ndliches Umland und
sind definiert als Verflechtungsbereiche fÃ¼r die Versorgung mit GÃ¼tern des
gehobenen Bedarfs und beispielsweise Infrastruktureinrichtungen wie
KrankenhÃ¤usern oder weiterfÃ¼hrenden Schulen (dazu Forschungsbericht 478,
S.Â 157Â f.; zur BerÃ¼cksichtigung landesplanerischer MaÃ�stÃ¤be auch: LSG
Rheinland-Pfalz Urteil vom 29.11.2016, L 3 AS 137/14, juris Rn.Â 34).

(b) Eine Zusammenfassung verschiedener Gebiete kann bei besonders kleinen
Gemeinden, etwa im lÃ¤ndlichen Raum, die Ã¼ber keinen reprÃ¤sentativen
Wohnungsmarkt verfÃ¼gen, geboten sein (BSG Urteil vom 12.12.2013, B 4 AS
87/12 R, juris Rn.Â 22). Die Beklagte ist demgegenÃ¼ber eine groÃ�e
kreisangehÃ¶rige Stadt (i.S.d. Â§Â 4 Abs.Â 3 Gemeindeordnung fÃ¼r das Land
Nordrhein-Westfalen ) mit knapp unter 75.000 Einwohnern und verfÃ¼gt mit 18.313
zu Wohnzwecken vermieteten Wohnungen (ohne Wohnheime; Quelle: Zensus 2011)
Ã¼ber einen fÃ¼r eine reprÃ¤sentative und valide Datenerhebung ausreichend
groÃ�en Wohnungsmarkt (so auch LSG NRW a.a.O.).

d) Weiter wurde der als angemessen angesetzte Nettokaltmietpreis anhand eines
sog. schlÃ¼ssigen Konzepts ermittelt. 

Das schlÃ¼ssige Konzept soll die GewÃ¤hr dafÃ¼r bieten, dass die aktuellen
VerhÃ¤ltnisse des Mietwohnungsmarkts im Vergleichsraum dem
Angemessenheitswert zugrunde liegen und dieser realitÃ¤tsgerecht ermittelt wird.
SchlÃ¼ssig ist ein Konzept, wenn es neben rechtlichen, bestimmte methodische
Voraussetzungen erfÃ¼llt und nachvollziehbar ist. Dies erfordert trotz
Methodenvielfalt insbesondere eine Definition der untersuchten Wohnungen nach
GrÃ¶Ã�e und Standard, Angaben Ã¼ber die Art und Weise der Datenerhebung,
Angaben Ã¼ber den Zeitraum, auf den sich die Datenerhebung bezieht,
ReprÃ¤sentativitÃ¤t und ValiditÃ¤t der Datenerhebung, Einhaltung anerkannter
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mathematisch-statistischer GrundsÃ¤tze bei der Datenauswertung, Vermeidung von
â��Brennpunktenâ�� durch soziale Segregation sowie eine BegrÃ¼ndung, in der
die Ermittlung der Angemessenheitswerte aus den Daten dargelegt wird. Es kann
verschiedene Methoden geben, um ein schlÃ¼ssiges Konzept in diesem Sinne zu
erstellen und den damit unmittelbar zusammenhÃ¤ngenden Vergleichsraum oder
ggf. mehrere VergleichsrÃ¤ume zu bilden, weil weder aus Â§Â 22 SGBÂ II noch aus 
Â§Â§Â 22a bis 22c SGBÂ II die Anwendung eines bestimmten Verfahrens rechtlich
zwingend ableitbar ist (dazu etwa BSG Urteile vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18 R,
juris Rn.Â 24 ff.; und vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R, juris Rn.Â 20; sowie
grundlegend vom 22.09.2009, B 4 AS 18/09 R, juris Rn.Â 18Â f.).

aa) Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben bestehen gegen das von der Beklagten zugrunde
gelegte Konzept in seiner nachgebesserten Fassung keine durchgreifenden
Bedenken. Die gerichtliche Kontrolle ist auch bezÃ¼glich der Erstellung eines
schlÃ¼ssigen Konzepts lediglich eine nachvollziehende (BSG Urteil vom 30.01.2019,
B 14 AS 24/18 R, juris Rn.Â 26; und vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R, juris Rn.Â 22).
Bei einem behÃ¶rdlichen Konzept zur Bestimmung angemessener
Unterkunftsbedarfe handelt es sich um ein Verwaltungsgutachten und damit um
einen Urkundenbeweis. Ein solches Gutachten kann â�� ggf. nach weiterer
ErlÃ¤uterung durch die Ersteller des Konzepts â�� auch alleinige
Entscheidungsgrundlage sein (BSG Urteil vom 03.09.2020, B 14 AS 34/19 R, juris
Rn.Â 24). Die gerichtliche Verpflichtung zur Amtsermittlung findet insoweit ihre
Grenze in der Mitwirkungslast der Beteiligten (Â§Â 103 S.Â 1 SGG), die insoweit
dadurch geprÃ¤gt ist, dass die Methodenauswahl dem Jobcenter vorbehalten ist. Es
kann bereits ausreichen, unter Auswertung der mittlerweile vorliegenden
wissenschaftlichen Erkenntnisse und allgemeiner Publikationen zum Ã¶rtlichen
Wohnungsmarkt die gewÃ¤hlte Methode zu identifizieren und ihre fachliche
Umsetzung im Allgemeinen â�� ggf. unter besonderer WÃ¼rdigung der mit ihr
verbundenen SchwÃ¤chen â�� zu verifizieren. Dies trÃ¤gt der Methodenvielfalt und
der damit verbundenen Methodenfreiheit der LeistungstrÃ¤ger Rechnung. Einer ins
Einzelne gehenden Ã�berprÃ¼fung bestimmter Detailfragen, worunter auch die
ReprÃ¤sentativitÃ¤t und ValiditÃ¤t der dem konkreten Konzept zugrunde gelegten
Daten zu fassen sind, bedarf es erst dann, wenn fundierte EinwÃ¤nde erhoben
werden, die insbesondere Ã¼ber ein Bestreiten der Stimmigkeit bestimmter Daten
hinausgehen mÃ¼ssen (BSG Urteil vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R, juris Rn.Â 22,
24). Auch die KlÃ¤gerin hat vorliegend keine durchgreifenden Einwendungen
erhoben und insbesondere die tatsÃ¤chlichen Annahmen, von denen die
Beklagtenseite ausgegangen ist, nicht erschÃ¼ttern kÃ¶nnen. Von vorneherein
unbeachtlich ist es dabei, wenn die KlÃ¤gerin â�� wie noch im Klageverfahren vor
dem SG â�� die Einhaltung mathematisch-statistischer GrundsÃ¤tze lediglich
â��vorsorglich bestreitetâ��. Auch bedurfte es vorliegend keines
SachverstÃ¤ndigengutachtens. UnabhÃ¤ngig davon, dass die Angemessenheit i.S.d.
Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 1 SGBÂ II ein Rechtsbegriff ist (dazu BSG Urteil vom 30.01.2019,
B 14 AS 24/18 R, juris Rn.Â 16 m.w.N.), setzt die gerichtliche Ã�berprÃ¼fung eines
schlÃ¼ssigen Konzepts die Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens
keineswegs zwingend voraus; ausreichend ist eine eigenstÃ¤ndige PrÃ¼fung und
Beurteilung des Konzepts, ggf. unter Mitwirkung des Jobcenters (vgl. BSG Urteil vom
03.09.2020, B 14 AS 34/19 R, juris Rn.Â 24). Umgekehrt war der Senat im
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dargestellten Rahmen aufgrund seiner Amtsermittlungspflicht aber befugt, die
Beklagtenseite und darunter Mitarbeiter von Analyse & Konzepte zu Einzelheiten
des Konzepts in der mÃ¼ndlichen Verhandlung ergÃ¤nzend zu befragen.

bb) Datengrundlage des Konzepts ist auch in der Fassung des Korrekturberichts
eine eigenstÃ¤ndige Mietwerterhebung des vom Kreis beauftragten
Beratungsunternehmens Analyse & Konzepte. Diese Mietwerterhebung bezieht sich
auf Bestands- und Neuvertragsmieten auf der einen sowie Angebotsmieten auf der
anderen Seite (zur Unterscheidung vgl. von Malottki, info also 2012, 99). Dass sich
der Kreis fÃ¼r die Erstellung eines Konzepts aufgrund einer eigenen Datenerhebung
und gegen einen RÃ¼ckgriff auf die Daten etwaiger Mietspiegel entschieden hat, ist
im Rahmen der ihm eingerÃ¤umten Methodenvielfalt nicht zu beanstanden (LSG
NRW Urteil vom 16.08.2018, L 19 AS 2334/17, juris Rn.Â 76; dazu bereits BSG Urteil
vom 18.06.2008, B 14/7b AS 44/06 R, juris Rn.Â 16). Ebenso wenig unterliegt es
angesichts der Methodenvielfalt Bedenken, dass die Beklagtenseite bei der
Ermittlung der Angemessenheitsgrenzen neben Bestands- und Neuvertrags- auch
Angebotsmieten berÃ¼cksichtigt hat (vgl. dazu BSG Urteil vom 17.09.2020, B 4 AS
22/20 R, juris Rn.Â 31; von Malottki a.a.O., S.Â 103).

cc) Art und Weise der Datenerhebung geben ebenfalls keinen Anlass fÃ¼r
Beanstandungen. Gegenstand der durchgefÃ¼hrten Mietwerterhebung war der
gesamte Wohnungsmarkt im Vergleichsraum ohne weitere Differenzierungen. Der
angemessene Wohnstandard bestimmt sich letztlich nach dem Preis, wogegen
nichts zu erinnern ist (dazu bereits oben b). Eine nach Ausstattungsmerkmalen
differenzierte Erhebung wÃ¤re, wie der Methodenbericht zur Ursprungsfassung des
Konzepts aus dem Jahr 2013 nachvollziehbar darlegt, in der empirischen Praxis
kaum umsetzbar (zum Ganzen auch LSG NRW a.a.O., juris Rn.Â 84).

dd) Die mit der Mietwerterhebung erfasste Datengrundlage ist auch hinreichend
valide und reprÃ¤sentativ. Dies gilt fÃ¼r die eigens erhobenen Bestands- und
Neuvertrags- (dazu und ) wie auch die Angebotsmieten (dazu ).

(1) Zur Erhebung der â�� nach GrÃ¶Ã�enklassen differenzierten â�� Bestands- und
Neuvertragsmieten wurden zunÃ¤chst die Bestands- und Neuvertragsmieten
erhoben und hierzu die grÃ¶Ã�eren Vermieter und Wohnungsverwalter sowie
sodann im Sinne einer Zufallsstichprobe rd. 11.000 Haushalte angeschrieben und zu
ihren jeweiligen Mietwerten (Datum des Beginns sowie der letzten Ã�nderung des
MietverhÃ¤ltnisses, WohnungsgrÃ¶Ã�e, Miet- und Betriebskosten etc.) befragt.
AbschlieÃ�end wurden die erhobenen Daten um solche aus dem SGB-II-Datensatz
des kommunalen TrÃ¤gers ergÃ¤nzt. Erhebungsstichtag war jeweils der
01.09.2012. In jedem Schritt wurden die Ergebnisse der Erhebung um Doppelungen
(sog. Dubletten) bereinigt und so eine MehrfachberÃ¼cksichtigung einzelner
DatensÃ¤tze vermieden. Die gewonnen Werte wurden im Rahmen einer
Extremwertkappung zudem um diejenigen â��AusreiÃ�erâ�� bereinigt, die
auÃ�erhalb eines Intervalls von 95 % Ã¼ber und unter dem arithmetischen
Mittelwert (Normalverteilung) liegen.

(2) Die so gewonnene Datengrundlage bildet die VerhÃ¤ltnisse des
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Wohnungsmarktes der Beklagten hinreichend ab. FÃ¼r ihr Stadtgebiet wurden
insgesamt 2.174 BestandsmietdatensÃ¤tze erhoben, was rd. 12Â % des
Gesamtbestandes von insgesamt 18.313 zu Wohnzwecken vermieteten Wohnungen
entspricht. Zwar kommt es fÃ¼r die Belastbarkeit der Datengrundlage nicht auf die
GrÃ¶Ã�e der Stichprobe an (dazu noch: BSG Urteil vom 18.06.2008, B 14/7b AS
44/06 R, juris Rn.Â 16: â��min. 10 % des regional in Betracht zu ziehenden
Mietwohnungsbestandesâ��), sondern darauf, dass sie ein realistisches Abbild des
Wohnungsmarkts liefern mÃ¼ssen, fÃ¼r den das Konzept gelten soll (BSG Urteil
vom 03.09.2020, B 14 AS 34/19 R, juris Rn.Â 25Â f.; vgl. auch KrauÃ� in
Hauck/Noftz, SGBÂ II , Â§Â 22 Rn.Â 141, unter Verweis auf BSG Urteil vom
22.09.2009, B 4 AS 18/09 R, juris Rn.Â 24; Ã¤hnlich: von Malottki, info also 2012,
99, 103). Dass die nach Bereinigung um Dubletten und Extremwerte in die
Auswertung eingegangenen Daten kein realistisches Bild des Wohnungsmarktes im
Stadtgebiet der Beklagten vermittelten (vgl. LSG NRW Urteil vom 16.08.2018, L 19
AS 2334/17, juris Rn.Â 88), ist weder vorgetragen noch anderweitig ersichtlich. Dass
neben den institutionellen GroÃ�- nicht auch Privatvermieter gezielt angeschrieben
wurden, hat die Beklagtenseite ohne weiteres nachvollziehbar damit begrÃ¼ndet,
dass es fÃ¼r Privatvermieter keine entsprechenden Verzeichnisse o.Ã¤. gebe.
Bedenken gegen die ValiditÃ¤t und ReprÃ¤sentativitÃ¤t der erhobenen Daten
ergeben sich zudem weder aus der zusÃ¤tzlichen BerÃ¼cksichtigung des SGB-II-
Datensatzes (dazu ) noch mit Blick auf das VerhÃ¤ltnis von GroÃ�- und
Kleinvermietern in den berÃ¼cksichtigten DatensÃ¤tzen (dazu ); ebenso
bestehen keine Anhaltspunkte, dass die erhobenen Daten in rÃ¤umlicher
Hinsicht nicht den gesamten Wohnungsmarkt abbildeten (dazu ).

(a) Dass auch Daten aus dem SGB-II-Bestand in die Ermittlung der
Angemessenheitsgrenzen eingeflossen sind, ist unbedenklich. Eine Heranziehung
der Daten von Leistungsberechtigten ist nur dann unzulÃ¤ssig, soweit deren
Verwendung die Gefahr von ZirkelschlÃ¼ssen birgt (vgl. BSG Urteile vom
23.08.2011, B 14 AS 91/10 R, juris Rn.Â 24; und vom 06.10.2011, B 14 AS 131/10 R,
juris Rn.Â 22; kritisch zu einem vergleichbaren Konzept aber: Schleswig-
Holsteinisches LSG Urteil vom 19.05.2020, L 3 AS 94/19, juris Rn.Â 84Â f.). Dies ist
vorliegend indes nicht der Fall. ZunÃ¤chst wurden im Rahmen des hier zu
beurteilenden Konzepts nicht nur oder auch nur Ã¼berwiegend Daten aus dem SGB-
II-Bestand herangezogen, sondern bei GroÃ�vermietern und zufÃ¤llig
ausgewÃ¤hlten Haushalten eigens eine Mietwerterhebung durchgefÃ¼hrt sowie
Ã¶ffentliche Wohnungsannoncen ausgewertet. Auch innerhalb der erhobenen
Bestandsmieten Ã¼berwiegen diejenigen aus dem SGB-II-Datensatz nicht. Auf
Nachfrage des Senats hat die Beklagtenseite hierzu mitgeteilt, dass 1.141
DatensÃ¤tze von institutionellen Vermietern, 107 von privaten Mieterhaushalten
sowie 1.081 aus dem SGB-II-Bestand stammen. Doppelungen dergestalt, dass sich
hinter den im Rahmen der Mietwerterhebung ermittelten Daten
Bedarfsgemeinschaften nach dem SGBÂ II verbergen, werden durch den nach
jedem Teilschritt der Datenerhebung durchgefÃ¼hrten Dublettenabgleich
ausgeschlossen. Weiter werden Verzerrungen in Richtung des SGBÂ II vor allem
dadurch vermieden, dass aufgrund der erhobenen Bestandsmieten lediglich eine
vorlÃ¤ufige Angemessenheitsgrenze ermittelt, diese dann aber i.R.d. iterativen
Verfahrens noch mit den Neuvertrags- und Angebotsmieten abgeglichen wurde (vgl.
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dazu BSG Urteil vom 18.11.2014, B 4 AS 9/14 R, juris Rn.Â 23). Ã�berdies ist die
Gefahr von ZirkelschlÃ¼ssen in dem Sinne, dass die Angemessenheitsgrenze
ausgehend von bereits gedeckelten Unterkunftskosten ermittelt wÃ¼rde, bereits
deshalb nicht gegeben, weil bei den Daten aus dem SGB-II-Bestand jeweils die
tatsÃ¤chlichen â�� also ungedeckelten â�� Unterkunftsbedarfe in die Auswertung
einbezogen wurden. Dies hat die Beklagtenseite auf Nachfrage des Senats
bestÃ¤tigt. Hinzu kommt, worauf die Beklagtenseite zusÃ¤tzlich hingewiesen hat,
dass sich die Angemessenheitsgrenze auf den Quadratmeterpreis bezieht und
Leistungsberechtigte im Rahmen der sog. Produkttheorie auch Wohnungen zu
einem hÃ¶heren Quadratmeterpreis bei einer dafÃ¼r geringeren WohnflÃ¤che
anmieteten kÃ¶nnen.

(b) Durchgreifende Bedenken gegen die ValiditÃ¤t und ReprÃ¤sentativitÃ¤t der
erhobenen Bestands- und Neuvertragsmieten bestehen auch nicht deshalb, weil das
Ergebnis der Mietwerterhebung das VerhÃ¤ltnis von institutionellen und
Privatvermietern unzutreffend widerspiegelte (kritisch insoweit aber: Bayerisches
LSG Urteil vom 28.03.2018, L 11 AS 52/16, juris Rn.Â 50; nachgehend: BSG Urteil
vom 03.09.2020, B 14 AS 34/19 R, juris Rn.Â 29). Zwar hat die Beklagtenseite auf
Nachfrage des Senats mitgeteilt, dass 84Â % des Mietwohnungsbestandes im
maÃ�geblichen Vergleichsraum in den HÃ¤nden privater Klein- und 16Â % in denen
institutioneller Vermieter liegen. DemgegenÃ¼ber stammen die in die Auswertung
eingeflossenen DatensÃ¤tze in 1.141 FÃ¤llen von institutionellen, in 107 FÃ¤llen
von privaten Mieterhaushalten sowie in 1.081 FÃ¤llen aus dem SGB-II-Bestand.
Auch insoweit ist aufgrund des Dublettenabgleichs allerdings sichergestellt, dass die
DatensÃ¤tze aus dem SGB-II-Bestand keine MietverhÃ¤ltnisse mit den in der
Mietwerterhebung berÃ¼cksichtigten institutionellen Vermietern betreffen. Es mag
dahinstehen, inwieweit bereits dies Verzerrungen zu Lasten der
Leistungsberechtigten im Ergebnis ausschlieÃ�t. In jedem Fall ist aber weder
vorgetragen noch anderweitig ersichtlich, dass die in die Auswertung
eingeflossenen Daten der institutionellen Vermieter allgemein nur ein geringeres
Mietniveau oder nur die Wohnbebauung bestimmter Stadtteile der Beklagten
reprÃ¤sentierten und es deshalb auf eine prozentgenaue Widergabe des
VerhÃ¤ltnisses von GroÃ�- und Kleinvermietern vorliegend ankÃ¤me. In diesem
Zusammenhang ist zudem zu berÃ¼cksichtigen, dass es nach Auffassung des
Senats fÃ¼r die Angemessenheit einer Wohnung ohne Belang ist, ob diese in der
Hand eines institutionellen oder aber eines privaten Vermieters liegt. Entscheidend
fÃ¼r die Ermittlung der Angemessenheitsgrenzen ist vielmehr, dass die Betroffenen
zu dem als angemessen erachteten Betrag eine nach WohnungsgrÃ¶Ã�e und
-standard angemessene Unterkunft Ã¼berhaupt anmieten kÃ¶nnen, unabhÃ¤ngig
davon, bei welchem Vermieter.

(c) SchlieÃ�lich bestehen auch keine greifbaren Anhaltspunkte, dass die erhobenen
Daten nur MietverhÃ¤ltnisse aus bestimmten Stadtteilen abbildeten und insoweit
die Gefahr von â��Brennpunktenâ�� durch soziale Segregation bestÃ¼nde (vgl.
dazu BSG Urteile vom 03.09.2020, B 14 AS 34/19 R, juris Rn.Â 35; und vom
17.12.2009, B 4 AS 27/09 R, juris Rn.Â 18). Vielmehr umfasste die
Mietwerterhebung rÃ¤umlich den gesamten Vergleichsraum. Vor diesem
Hintergrund unterliegt es keinen Bedenken, wenn die Beklagtenseite ausfÃ¼hrt,
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sowohl durch diesen Erhebungsansatz als auch Ã¼ber die Menge der erhobenen
Werte werde sichergestellt, dass der Vergleichsraum vollstÃ¤ndig abgebildet und
eine Konzentration der Erhebungsdaten auf einzelne Wohnquartiere ausgeschlossen
werde.

(3) Zur Erfassung der Angebotsmieten wurden im Zeitraum von Januar bis
Dezember 2012 u.a. groÃ�e Online-Immobilienportale, die Ã¶rtliche Tagespresse
und AnzeigenblÃ¤tter sowie die Internetauftritte der groÃ�en Wohnungsanbieter im
Kreisgebiet ausgewertet und zwar nicht im Sinne einer Stichprobe, sondern
â��nahezu vollstÃ¤ndigâ��. Schon diese â��nahezu vollstÃ¤ndig[e]â�� Erfassung
belegt die ValiditÃ¤t und vor allem ReprÃ¤sentativitÃ¤t der erhobenen
Angebotsmieten. Lediglich Wohnungen des Luxussegments blieben
unberÃ¼cksichtigt. Die verbleibenden Werte wurden ebenfalls um Extremwerte
bereinigt. Im Ergebnis verblieben fÃ¼r den maÃ�geblichen Vergleichsraum 980
Wohnungsangebote. Die Heranziehung auch von Angebotsmieten ist dabei von
Rechts wegen nicht zu beanstanden. Die Frage, ob und in welchem Umfang dies
geschieht, betrifft die Methodenfreiheit der GrundsicherungstrÃ¤ger unter
BerÃ¼cksichtigung hÃ¶chst unterschiedlicher WohnungsmÃ¤rkte (BSG Urteil vom
17.09.2020, B 4 AS 22/20 R, juris Rn.Â 33; vgl. auch Urteile vom 12.12.2017, B 4 AS
33/16 R, juris Rn.Â 17; und vom 16.06.2015, B 4 AS 44/14 R, juris Rn.Â 22; jeweils
unter Verweis auf Â§Â 22c Abs.Â 1 S.Â 3 SGBÂ II).

(4) Soweit die KlÃ¤gerin einwendet, durch die Aufnahme von FlÃ¼chtlingen, die
ihren HÃ¶hepunkt Ende 2015 erreicht habe, sei gerade der preisgÃ¼nstige
Wohnraum in NRW insgesamt beeinflusst worden, begrÃ¼ndet dies keine andere
Beurteilung. Insbesondere besteht nach den oben dargelegten MaÃ�stÃ¤ben
insoweit kein Anlass zu weiteren Ermittlungen von Amts wegen. Auch die KlÃ¤gerin
trÃ¤gt keinerlei Einzelheiten dazu vor, dass und inwieweit sich die Aufnahme von
FlÃ¼chtlingen gerade auf den Wohnungsmarkt im Stadtgebiet der Beklagten und
dies auch bereits im streitbefangenen Zeitraum ausgewirkt haben soll. Stattdessen
verweist sie lediglich unsubstantiiert darauf, dass die Bezirksregierung Arnsberg
hierzu â��sicherlich weitere wichtige Informationen erteilenâ�� kÃ¶nne. Zwar
erscheint es nicht fernliegend, dass ein verstÃ¤rkter Zuzug auf den Wohnungsmarkt
den Konkurrenzdruck unter den Nachfragern erhÃ¶ht und damit eine entsprechende
Kostensteigerung bewirkt. Dass die betroffenen FlÃ¼chtlinge aber bereits im
Streitzeitraum in maÃ�geblicher Anzahl auf dem Wohnungsmarkt im Stadtgebiet
der Beklagten angekommen und nicht vielmehr zunÃ¤chst anderweitig â�� etwa in
GemeinschaftsunterkÃ¼nften â�� untergebracht worden wÃ¤ren, ist indes weder
vorgetragen noch ersichtlich. Die gerichtliche Verpflichtung zur Amtsermittlung
findet ihre Grenze indes in der Mitwirkungslast der Beteiligten (Â§Â 103 S.Â 1 SGG);
einer ins Einzelne gehenden Ã�berprÃ¼fung bestimmter Detailfragen, bedarf es
erst dann, wenn fundierte EinwÃ¤nde erhoben werden, die insbesondere Ã¼ber ein
Bestreiten der Stimmigkeit bestimmter Daten hinausgehen mÃ¼ssen (BSG Urteil
vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20 R, juris Rn.Â 22).

cc) Auf Grundlage der so gewonnenen Datenbasis wurde die fÃ¼r das Gebiet der
Beklagten maÃ�gebliche Angemessenheitsgrenze in rechtlich nicht zu
beanstandender Weise ermittelt. Das Konzept geht dabei vom sog.
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Perzentilwertverfahren aus (vgl. dazu Forschungsbericht 478, S.Â 219 ff.) und
verfolgt mithin den Ansatz, den Angemessenheitsgrenzwert so festzulegen, dass
sÃ¤mtliche Nachfrager, die auf die Versorgung mit preisgÃ¼nstigem Wohnraum
angewiesen sind (dazu und ), jedenfalls zu dem als angemessen festgesetzten
Mietpreis eine entsprechende Wohnung am Ã¶rtlichen Markt anmieten kÃ¶nnen
(dazu ).

(1) Die Gruppe der Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem Wohnraum entspricht nach
dem zu beurteilenden Konzept der Gesamtsumme der Leistungsberechtigten nach
dem SGBÂ II, der Leistungsbezieher nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â��
Sozialhilfe (SGBÂ XII), den EmpfÃ¤ngern von Wohngeld, von AusbildungsfÃ¶rderung
nach dem BundesausbildungsfÃ¶rderungsgesetz (BAfÃ¶G) und
Berufsausbildungsbeihilfe nach dem Sozialgesetzbuch Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung (SGBÂ III) sowie â��sonstigenâ�� Nachfragern. Zu letzteren
zÃ¤hlen namentlich Geringverdiener, die keine Leistungen der Ã¶ffentlichen Hand
beziehen. All die vorgenannten Nachfrager konkurrieren, so die Annahme des
Konzepts, miteinander um denselben preisgÃ¼nstigen Wohnraum. Diese Annahme
ist ohne weiteres nachvollziehbar. Weiter wurde insbesondere die Gruppe der
â��sonstigenâ�� Nachfrager in nicht zu beanstandender Weise ermittelt. Konkret
wurde auf den Bundesdurchschnitt abgestellt, entnommen dem Forschungsbericht
â��Kosten der Unterkunft und die WohnungsmÃ¤rkteâ�� (Schriftenreihe
Forschungen des Bundesministeriums fÃ¼r Verkehr, Bau, und Stadtentwicklung und
des Bundesinstituts fÃ¼r Bau-, Stadt- und Raumforschung, Heft 142, s. dort
S.Â 18Â ff.).

(2) Den relativen Anteil der Summe der o.g. Nachfrager â�� differenziert nach
HaushaltsgrÃ¶Ã�en â�� an der Gesamtzahl der Haushalte im Vergleichsraum setzt
das Konzept in Beziehung zu den erhobenen Bestandsmieten, um zunÃ¤chst eine
sog. vorlÃ¤ufige Angemessenheitsgrenze zu ermitteln. Diese werden â�� getrennt
nach WohnungsgrÃ¶Ã�en â�� nach der jeweiligen MiethÃ¶he aufsteigend sortiert
und sodann eine Kappungsgrenze (Perzentil) bei dem Mietwert gezogen, unterhalb
dessen ein Anteil liegt, der dem Anteil der entsprechenden Nachfrager an der
Gesamtzahl der Haushalte entspricht. Im Fall der vorliegend interessierenden
Einpersonenhaushalte betrÃ¤gt der Anteil der Nachfrager im unteren Marktsegment
an der Zahl der Gesamthaushalte 25 % und liegt die vorlÃ¤ufige
Angemessenheitsgrenze dementsprechend beim 25.Â Perzentil der erhobenen
Bestandsmieten in der GrÃ¶Ã�enklasse 35-50 mÂ². Gegen diesen Ansatz bestehen
keine Bedenken (dazu bereits LSG NRW Urteil vom 16.08.2018, L 19 AS 2334/17,
juris Rn.Â 84, 95; im Ergebnis ebenso auch LSG NRW Urteil vom 13.08.2020, L 7 AS
285/18, juris Rn.Â 33Â ff., dort indes aufgrund einer Ergebniskontrolle). Dem lÃ¤sst
sich vorliegend auch nicht entgegenhalten, dass zur Bestimmung der
Kappungsgrenze die Zahl der Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem Wohnraum ins
VerhÃ¤ltnis zur Gesamtzahl aller Haushalte und nicht lediglich zur Gesamtzahl der
Miethaushalte gesetzt wurde. Zwar leuchtet es ein, dass bei einem hÃ¶heren Anteil
der Haushalte im Wohneigentum das die Angemessenheitsgrenze fÃ¼r
Mietwohnungen markierende Perzentil entsprechend hÃ¶her liegen muss. Denn mit
dem Anstieg des Anteils der WohneigentÃ¼merhaushalte sinkt zugleich der Anteil
der Mietwohnungen am Gesamtwohnungsbestand, d.h. derjenigen Wohnungen, die
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Ã¼berhaupt angemietet werden kÃ¶nnen und den Nachfragern nach
preisgÃ¼nstigem Wohnraum zur VerfÃ¼gung stehen (vgl. ForschungsberichtÂ 478,
S.Â 219; kritisch zur NichtberÃ¼cksichtigung der EigentÃ¼merquote auch:
Schleswig-Holsteinisches LSG a.a.O., juris Rn.Â 86). Nach Auskunft der
Beklagtenseite liegt auf Kreisebene aber keine statistische Aufteilung nach
Mieterhaushalten und solchen im Wohneigentum vor, weshalb die Gesamtzahl der
Haushalte der einzig statistisch verfÃ¼gbare Anhaltspunkt ist. Zum anderen ist zu
auch in diesem Zusammenhang zu bedenken, dass der als Kappungsgrenze
ermittelte vorlÃ¤ufige Angemessenheitswert mittels des iterativen Verfahrens noch
korrigiert wird (dazu sogleich).

(3) Der so ermittelte vorlÃ¤ufige Angemessenheitswert wurde im Rahmen des sog.
iterativen Verfahrens korrigiert, um â�� so die ErlÃ¤uterungen zur
Ursprungsfassung des Konzepts â�� den Wohnungsmarkt durch die HÃ¶he der
Transferzahlungen so gering wie mÃ¶glich zu beeinflussen. Hierdurch sollen die
Ungleichverteilungen zwischen HaushaltsgrÃ¶Ã�en und WohnungsgrÃ¶Ã�en
ausgeglichen werden, wenn z.B. dem hohen Anteil an Ein-Personen-
Bedarfsgemeinschaften ein proportional kleinerer Anteil an Wohnungen bis 50Â mÂ²
gegenÃ¼bersteht. Auch kÃ¶nnten Besonderheiten der Anbieterstruktur oder
Aspekte der sozialen Segregation berÃ¼cksichtigt werden, um gleichzeitig aber
auch ein ausreichendes Wohnungsangebot fÃ¼r die LeistungsempfÃ¤nger zu
gewÃ¤hrleisten. Im Rahmen dieses iterativen Verfahrens wird das der
maÃ�geblichen Nachfragergruppe entsprechende Perzentil in Beziehung zu den
erfassten Angebots- und Neuvertragsmieten gesetzt und ggf. in FÃ¼nferschritten
angepasst. Sollten die Anteile der erfassten Wohnungsangebote, die zu der
vorlÃ¤ufigen Angemessenheitsgrenze verfÃ¼gbar sind, in den wesentlichen
Gruppen (Ein- und Zwei-Personen-Bedarfsgemeinschaften) zu hoch oder zu niedrig
liegen, werden solange erhÃ¶hte oder reduzierte Perzentile iterativ geprÃ¼ft, bis
die Angebotsanteile als ausreichend unter den aktuellen Marktbedingungen
bewertet werden kÃ¶nnen; der so ermittelte Wert wird anschlieÃ�end nochmals in
Beziehung zu den Neuvertragsmieten gesetzt, da â�� im Vergleich zu den
regelmÃ¤Ã�ig hÃ¶heren Angebotsmieten â�� nur diese die reale
Wohnmarktsituation abbildeten (zum Ganzen auch: LSG NRW Urteil vom
16.08.2018, L 19 AS 2334/17, juris Rn.Â 95; zu den Angebotsmieten als
Datengrundlage vgl. auch ForschungsberichtÂ 478, S.Â 181Â ff.). Auf Befragen des
Senats hat die Beklagtenseite hierzu in der mÃ¼ndlichen Verhandlung ergÃ¤nzend
ausgefÃ¼hrt, die Anbindung an die Bestandsmieten sei trotz der spÃ¤teren
Korrektur im iterativen Verfahren unter RÃ¼ckgriff auf Neuvertrags- und
Angebotsmieten angezeigt, da diese â��die Skala vor[gÃ¤ben]â��; sie bildeten zum
einen eine OrientierungsgrÃ¶Ã�e, zum anderen verhinderten sie eine Verzerrung
der Angemessenheitswerte etwa durch einen â��abgehobenen
Angebotsmietmarktâ��. Diese ErwÃ¤gungen begegnen keinen durchgreifenden
rechtlichen Bedenken (zu den Besonderheiten des Wohnungsmarktes, insbesondere
zu dessen geringer ElastizitÃ¤t vgl. auch: von Malottki, info also 2012, 99Â f.). Unter
Anwendung des 50.Â Perzentils ergab sich fÃ¼r das Stadtgebiet der Beklagten in
der WohnungsgrÃ¶Ã�enklasse von 35-50Â mÂ² ein angemessener
Quadratmeterpreis von nettokalt 4,50Â Euro.
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(4) Bedenken gegen die SchlÃ¼ssigkeit der ermittelten Angemessenheitsgrenze
ergeben sich auch nicht, soweit in den ErlÃ¤uterungen zum Korrekturbericht
ausgefÃ¼hrt wird, es sei â��abweichend vom Perzentilwertverfahren, im
ursprÃ¼nglichen Methodenbericht das Perzentil auf 50Â % festgelegtâ�� worden
und zwar, â��[u]m fÃ¼r die LeistungsempfÃ¤nger eine auskÃ¶mmliche Versorgung
mit Wohnraum zu ermÃ¶glichenâ��. Auf Nachfrage des Senats hat die
Beklagtenseite im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung bestÃ¤tigt, dass die
Ermittlung des 50. Perzentils auf dem iterativen Verfahren beruhte. Den
zustÃ¤ndigen politischen Vertretungsgremien seien zwar Varianten
â��angebotenâ�� worden, die aber jeweils mithilfe des oben beschriebenen
Verfahrens ermittelt worden seien. Politisch sei zudem festgelegt worden, fÃ¼r das
gesamte Kreisgebiet einheitlich das 50. Perzentil zugrundezulegen, auch wenn
manche VergleichsrÃ¤ume innerhalb des Kreisgebietes den Ansatz eines
niedrigeren Perzentils erlaubt hÃ¤tten. Ein solches Vorgehen ist nicht zu
beanstanden. Zwar kommt den kommunalen TrÃ¤gern bei der Konkretisierung der
Angemessenheit keine nicht justiziable EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative zu; auch
handelt es sich nicht um gerichtlich nicht Ã¼berprÃ¼fbare â��politischeâ��
Entscheidungen (vgl. BSG vom 30.01.2019, B 14 AS 24/18 R, juris Rn.Â 18 m.w.N.).
Mit der den kommunalen TrÃ¤gern eingerÃ¤umten Methodenvielfalt verbunden ist
aber zugleich eine Methodenfreiheit (vgl. BSG Urteile vom 17.09.2020, B 4 AS 11/20
R, juris Rn. 24; und vom 18.11.2014, B 4 AS 9/14 R, juris Rn.Â 24; vgl. auch BT-
Drs.Â 17/3404, S.Â 101;), d.h. den kommunalen TrÃ¤gern steht es grundsÃ¤tzlich
frei, unter verschiedenen infrage kommenden Methoden auszuwÃ¤hlen, solange
das letztendlich gewÃ¤hlte nur fÃ¼r sich genommen schlÃ¼ssig ist.

e) Gegen die Ermittlung der angemessenen kalten Betriebskosten bestehen
ebenfalls keine Bedenken. Es ist nicht zu beanstanden, fÃ¼r die Ermittlung der
abstrakt angemessenen kalten Betriebskosten auf Durchschnittswerte von â��
mÃ¶glichst lokalen oder regionalen â�� Erhebungen zu den tatsÃ¤chlichen
Betriebskosten abzustellen. Auch gegen die Zugrundelegung des Medians ist
grundsÃ¤tzlich nichts einzuwenden. Zur Vermeidung von ZirkelschlÃ¼ssen setzt die
Zugrundelegung von Durchschnittswerten oder des Medians aber voraus, dass sich
die Datenerhebung auf den gesamten Wohnungsmarkt des Vergleichsraums und
nicht nur auf Wohnungen einfachen Standards mit mÃ¶glicherweise geringeren
kalten Betriebskosten oder gar nur auf Wohnungen von Beziehern von
Grundsicherungsleistungen bezieht (BSG Urteil vom 17.09.2020, B 4 AS 22/20 R,
juris Rn.Â 41 m.w.N.; vgl. auch Urteil vom 22.08.2012, B 14 AS 13/12 R, juris
Rn.Â 27). Im vorliegenden Fall wurde so verfahren: Im Rahmen der
Mietwerterhebung wurden die kalten Betriebskostenvorauszahlungen ohne
BeschrÃ¤nkung auf einen bestimmten Wohnungsstandard oder bloÃ� einen Teil des
Vergleichsraums mit erhoben und mit den Betriebskostenvorauszahlungen der
LeistungsempfÃ¤nger abgeglichen. FÃ¼r die weiteren Berechnungen wurde der
Mittelwert (Median) aller Betriebskostenwerte differenziert nach WohnungsgrÃ¶Ã�e
in Ansatz gebracht. Es ergaben sich danach durchschnittliche kalte Betriebskosten
fÃ¼r WohnungsgrÃ¶Ã�en von 35-50Â mÂ² im Vergleichsraum der Beklagten von
1,56Â Euro.

dd) Nach allem ergibt sich ein angemessener Quadratmeterpreis fÃ¼r
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Einpersonenhaushalte von bruttokalt 6,06Â Euro (= 4,50Â Euro + 1,56Â Euro) und,
multipliziert mit der angemessenen Quadratmeterzahl (50Â mÂ²), eine
Angemessenheitsgrenze fÃ¼r Einpersonenhaushalte von 303Â Euro im Produkt.
Diese Angemessenheitsgrenze hat der kommunale TrÃ¤ger fÃ¼r den hier zu
beurteilenden Zeitraum vom 01.01.2015 bis 31.12.2016 in nicht zu beanstandender
Weise anhand des Verbraucherpreisindex fortgeschrieben (LSG NRW Urteil vom
13.08.2020, L 7 AS 285/18, juris Rn.Â 43; vgl. auch BSG Urteil vom 12.12.2017, B 4
AS 33/16 R, juris Rn.Â 20Â ff.). Danach ergibt sich ein angemessener
Quadratmeterpreis von bruttokalt 6,21 Euro (= 4,61 Euro + 1,60Â Euro) und
bezogen auf die angemessene WohnflÃ¤che eine Angemessenheitsgrenze in HÃ¶he
der von der Beklagten zuletzt in ihrem Anerkenntnis zugrundegelegten
310,50Â Euro.

3. Die von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Unterkunftsbedarfe sind auch konkret
(subjektiv) angemessen.

a) Insbesondere ist nicht ersichtlich, dass es der KlÃ¤gerin im Streitzeitraum nicht
mÃ¶glich oder nicht zuzumuten gewesen wÃ¤re, ihre Aufwendungen durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise auf das (abstrakt)
angemessene MaÃ� zu senken (Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 3 SGBÂ II). Auch die KlÃ¤gerin
trÃ¤gt hierzu nichts vor, sondern rÃ¼gt lediglich die UnschlÃ¼ssigkeit des von der
Beklagten herangezogenen Konzepts. Auch ihr Vorbringen, die Beklagte habe ihr in
ihrer Kostensenkungsaufforderung (vom 31.03.2014) weniger als sechs Monate Zeit
zur Senkung ihrer Unterkunftskosten eingerÃ¤umt, verfÃ¤ngt nicht, denn zum
Beginn des hier streitbefangenen Zeitraums (am 01.10.2015) waren jedenfalls mehr
als die in Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 3 SGBÂ II als Regelfall vorgesehenen sechs Monate
vergangen.

b) Anders als die KlÃ¤gerin meint, begrÃ¼ndet auch der Umstand, dass die
Beklagte ihr in frÃ¼heren BewilligungszeitrÃ¤umen ArbeitslosengeldÂ II unter
Anerkennung hÃ¶herer Unterkunftsbedarfe gewÃ¤hrt hat, weder Vertrauensschutz,
noch handelt es sich bei den entsprechenden Bewilligungsbescheiden um
Zusicherungen (i.S.d. Â§Â 34 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz ). Die Regelungswirkung von
Bewilligungsbescheiden nach dem SGBÂ II sind nach ihrem Regelungsgehalt
grundsÃ¤tzlich auf den jeweiligen Bewilligungszeitraum (Â§Â 41 Abs.Â 1 S.Â 4
SGBÂ II i.d.F. der Neubekanntmachung vom 13.05.2011, BGBl.Â I S.Â 850)
beschrÃ¤nkt und vermÃ¶gen fÃ¼r andere ZeitrÃ¤ume daher kein schutzwÃ¼rdiges
Vertrauen zu begrÃ¼nden. Nichts anderes gilt auch, soweit die KlÃ¤gerin
behauptet, in FÃ¤llen anderer Leistungsbezieher habe die Beklagte
Kostensenkungsfristen von einem Jahr gewÃ¤hrt. Insoweit ist indes schon nicht
ersichtlich, ob in diesen FÃ¤llen nicht besondere UmstÃ¤nde vorlagen, fÃ¼r die 
Â§Â 22 Abs.Â 1 S.Â 3 SGBÂ II ein Abweichen von der Sechsmonatsfrist vorsieht
(â��in der Regelâ��; vgl. dazu BSG Urteil vom 15.12.2009, B 1 AS 1/08 KL, juris
Rn.Â 38Â f.). Im Fall der KlÃ¤gerin sind jedenfalls keine derartigen UmstÃ¤nde
ersichtlich.

D. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§Â 183, 193 Abs.Â 1 SGG.
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E. Anlass, gem. Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG die Revision zuzulassen, besteht nicht.

Â 

Erstellt am: 05.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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